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Gruppe 1: Europäischer Ausschuss der Regionen (AdR) 
Der Europäische Ausschuss der Regionen, eine beratende Einrichtung, die die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften (LRG) Europas vertritt, wurde 1994 gegründet und setzt sich aus lokal und regional gewählten Vertreter:innen aller 27 Mitgliedsländer zusammen. Diese können Stellungnahmen zu EU-Rechtsvorschriften abgeben, die sich direkt auf ihre Regionen und Städte auswirken. 
Der AdR verfolgt das Ziel, die Europäische Union den EU-Bürger:innen näher zu bringen. Er ist den Bürger:innen aufgrund der lokalen und regionalen Mandatsträger:innen, die mit den Bürger:innen zB im Rahmen von Veranstaltungen und Debatten zusammentreten, am nächsten und mit ihren tagtäglichen Problemen und Themen vertraut. 
Kürzung finanzieller Mittel & Haltung des AdR 
Die Möglichkeit einer Kürzung finanzieller Mittel von Mitgliedstaaten beruht auf einem im Jahr 2020 vom EU-Parlament gebilligten Mechanismus. Dieser knüpft an die Verletzung der Rechtsstaatlichkeit an; einen in Artikel 2 EUV verankerten Wert der Union.
Entsprechend seiner 138. Plenartagung betont der Ausschuss der Regionen folgendes:
- Die Konditionalität der Mittel soll nur in Fällen schwerer und systematischer Verstöße angewandt werden. Er ruft die Kommission erneut auf sicherzustellen, dass die LRG nicht zu Unrecht von den Sanktionen betroffen sind.
- Der AdR erinnert die Kommission daran, dass bei der Bewertung der Einhaltung des Grundsatzes der Rechtsstaatlichkeit durch die Mitgliedstaaten die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten geachtet werden müssen.
- Der Ausschuss der Regionen stellt fest, dass die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit durch Verfahren gestärkt werden können, die eine Auszahlung von EU-Mitteln von der vollständigen Einhaltung dieser Grundsätze abhängig machen. 
Während also der Ausschuss der Regionen die Möglichkeit der Mittelkürzung befürwortet, weist er auf die Gefahr hin, dass ein solcher Mechanismus bei unverhältnismäßiger/unkorrekter Anwendung ein Gefühl der Feindseligkeit gegenüber den EU-Institutionen schüren kann. Um solche Fälle zu vermeiden, muss die Öffentlichkeit der betroffenen Ebene nach Auffassung des AdR genau über die schwerwiegenden Vergehen der Behörden informiert werden, die für die Mittelkürzung verantwortlich sind. 
Konfliktbewältigung 
Die politische Willensbildung vollzieht sich, wie auch im Europäischen Parlament, deutlich entlang parteipolitischer Zugehörigkeiten, während die Gruppe fraktionsloser Mitglieder klein ausfällt. Dadurch können sich parteipolitische Konflikte und Uneinigkeiten zu einzelnen Themen ergeben, die eventuell zur Schwächung der Institution selbst führen - da diese nach Außen möglichst geeint auftreten soll. 
Dennoch gelingt es dem AdR immer wieder, mit seinen jährlich rund 50 bis 60 Stellungnahmen und weiteren Entschließungen sowie zahlreichen Konsultationen als Sprachrohr der Regionen Einfluss auf europäische Entscheidungsprozesse zu nehmen. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass der AdR verstärkt auf eine Vernetzung der regionalen Körperschaften setzt und mit einer Fülle von Veranstaltungen und Studien seine Rolle als Forum für Regionalthemen betont. So hat er regelmäßige Dialoge mit Vertretern der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, Treffen mit Fachverbänden und Vereinigungen sowie eine enge Zusammenarbeit mit der jeweiligen Ratspräsidentschaft etabliert.
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